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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Katharina 
Schulze, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan, Dr. Sepp 
Dürr, Jürgen Mistol und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)   

für ein Bayerisches Transparenzgesetz   

 

A) Problem  

Eine demokratische Gesellschaft lebt von mündigen und gut informier-
ten Bürgerinnen und Bürgern. Das Informationsrecht gegenüber der 
Verwaltung, das unabhängig von einem subjektiven Anspruch für alle 
besteht, ist ein anerkanntes Bürgerrecht des 21. Jahrhunderts. Es 
ermöglicht den Menschen, in Vorgänge die sie betreffen, Einsicht zu 
nehmen. Erst der Einblick in Abläufe, Gutachten und Berichte macht 
Verwaltung transparent und nachvollziehbar. Diese Transparenz 
schafft Vertrauen in Staat, Kommunen und deren Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen. 

Bereits seit dem Jahr 2006 gibt es ein Informationsfreiheitsgesetz des 
Bundes, das den Bürgerinnen und Bürgern in Bezug auf die Bundes-
verwaltung dieses Recht gewährt. Auch auf Länderebene hat sich 
dieses Recht etabliert: Eine überwiegende Mehrheit von 11 Bundes-
ländern verfügt über Informationsfreiheitsgesetze. Im Zuge der Digita-
lisierung schreitet diese Entwicklung weiter voran, so verfügen Bre-
men und Hamburg bereits über weitergehende Regelungen, soge-
nannte Transparenzgesetze, die die Verwaltung dazu verpflichten, 
bestimmte Informationen aktiv im Internet zur Verfügung zu stellen. 
Mit Rheinland-Pfalz hat nun auch ein Flächenland einen Gesetzent-
wurf für ein Transparenzgesetz vorgelegt. 

Nach bisheriger Rechtslage wird – von wenigen Spezialregelungen 
wie dem Umweltinformationsgesetz oder dem Verbraucherinformati-
onsgesetz abgesehen – über die Regelung des Art. 29 des Bayeri-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes, ein Recht auf Informationszu-
gang nur für unmittelbar Verfahrensbeteiligte sichergestellt. Darüber 
hinaus wird Akteneinsicht nur gewährt, wenn sie zur Verteidigung 
rechtlicher Interessen erforderlich ist. 

Diese bisherigen Regelungen sind nicht weitreichend genug. Staat 
und Politik haben eine Bringschuld, sie müssen sich erklären, Barrie-
ren abbauen und sich öffnen. Im Vordergrund steht das Recht der 
Bürgerinnen und Bürger auf Information. Denn durch einen freien 
Zugang zu amtlichen Unterlagen, Akten und Datenbeständen staatli-
cher und kommunaler Behörden kann die öffentliche Kontrolle ge-
stärkt und eine damit einhergehende bessere Akzeptanz staatlichen 
und kommunalen Handelns erfolgen. 

Seine Grenzen findet das Recht auf Informationsfreiheit im Schutz 
persönlicher Daten, Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen und auch 
staatlichen (Sicherheits-)Interessen. 
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Unter Beachtung dieser Vorgaben besteht ein dringendes Regelungs-
bedürfnis für die Einführung der Informationsfreiheit in Bayern. Auch 
im Hinblick auf die europäische Integration und die Konvention des 
Europarats über den Zugang zu amtlichen Dokumenten vom 27. No-
vember 2008, in der das Recht, amtliche Dokumente einzusehen ge-
regelt und in der Mindeststandards für die Bearbeitung von Anträgen 
auf Information festgelegt sind, ist das Abschaffen des obrigkeitsstaat-
lichen Relikts des Amtsgeheimnisses, das die Bürgerinnen und Bür-
ger weitgehend von den Informationen der Verwaltung ausschließt, 
dringend erforderlich. 

 

B) Lösung 

Die Verabschiedung eines Gesetzes, das einen umfassenden Infor-
mationsanspruch begründet. 

Mit diesem Gesetz wird das Recht auf Zugang zu amtlichen Informati-
onen umfassend, das heißt ohne Darlegung eines Interesses und 
außerhalb eines laufenden Verwaltungsverfahrens, gewährt und 
gleichzeitig werden die berechtigten öffentlichen Interessen und die 
Interessen privater Dritter, insbesondere das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung und Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, ge-
schützt. 

Mit diesem Informationsrecht wird das in Akten und auf anderen Da-
tenträgern festgehaltene Wissen und Handeln öffentlicher Stellen der 
Allgemeinheit unmittelbar zugänglich gemacht und staatliches und 
kommunales Handeln transparenter. Gleichzeitig wird den Bürgerin-
nen und Bürgern eine weitere Möglichkeit über die bestehenden In-
formationsmöglichkeiten hinaus eröffnet, staatliches und kommunales 
Handeln zu kontrollieren. 

Der voraussetzungslose Anspruch auf Zugang zu bei der Verwaltung 
vorhandenen Informationen wird um eine aktive Veröffentlichungs-
pflicht im Gesetz näher bezeichneter Informationen der Verwaltung 
ergänzt. 

Das Gesetz gewährt also sowohl Informationsfreiheit als auch Trans-
parenz. 

Der Zugang zu Informationen erfolgt soweit möglich barrierefrei. 

 

C) Alternativen 

Keine 

 

D) Kosten 

Im Gesetz ist keine Kostendeckung vorgesehen. Die Kosten für den 
Informationszugang sollen lediglich verhältnismäßig erhoben werden, 
um einerseits den anfallenden Verwaltungskosten, andererseits aber 
auch dem Informationsinteresse des Einzelnen gerecht zu werden. 
Gleichwohl führt die Einführung eines allgemeinen Informationszu-
gangsrechts und einer umfassenden Veröffentlichungspflicht im Frei-
staat Bayern zu zusätzlichen Kosten bei staatlichen und kommunalen 
Behörden, sowohl durch die Einführung wie durch den laufenden Be-
trieb.  
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Gegenzurechnen sind jedoch Einsparungen, die sich aus der akzep-
tanzstiftenden Wirkung des Informationszugangsrechts ergeben. An-
gesichts der Erfahrungen mit dem Umweltinformationsgesetz sind die 
per Saldo zu erwartenden Gesamtbelastungen als sehr gering anzu-
setzen. 

Beim Landesbeauftragten für den Datenschutz entstehen zusätzliche 
Personalkosten für die Wahrnehmung der Aufgaben zur Wahrung des 
Rechts auf Informationszugang durch die Funktionsübertragung einer 
bzw. eines Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit. 

Die Kosten für die kommunale Ebene können nicht beziffert werden. 
Um dem Konnexitätsprinzip gerecht zu werden, sollten sie in einem 
Konsultationsverfahren mit den kommunalen Spitzenverbänden ermit-
telt werden. 
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Art. 1 
Gesetzeszweck 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, durch ein um-
fassendes Informationsrecht die bei den in Art. 2 be-
zeichneten informationspflichtigen Stellen vorhande-
nen Informationen unter Wahrung des Schutzes per-
sonenbezogener Daten unmittelbar der Allgemeinheit 
zugänglich zu machen und zu verbreiten, um über die 
bestehenden Informationsmöglichkeiten hinaus die 
demokratische Meinungs- und Willensbildung zu för-
dern und eine Kontrolle des staatlichen und kommu-
nalen Handelns zu ermöglichen. 

(2) Jede Person hat nach Maßgabe dieses Geset-
zes Anspruch auf unverzüglichen Zugang zu allen 
Informationen der informationspflichtigen Stellen so-
wie auf Veröffentlichung der in Art. 3 Abs. 1 genann-
ten Informationen. 

(3) 
1
Dieses Gesetz regelt den grundsätzlichen 

Gedanken der Transparenz allen Verwaltungshan-
delns und der Informationsfreiheit im Freistaat Bayern. 
2
Diese Grundsätze sind bei allen Ermessensentschei-

dungen zu berücksichtigen. 
3
Weitergehende Transpa-

renzverpflichtungen und weitergehende Informations-
ansprüche nach anderen Gesetzen bleiben von die-
sem Gesetz unberührt. 

Art. 2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Informationen sind alle Aufzeichnungen, unab-
hängig von der Art ihrer Speicherung. 

(2) 
1
Informationspflichtige Stellen im Sinne dieses 

Gesetzes sind alle Stellen des Freistaates Bayern, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände und der sonsti-
gen der Aufsicht des Freistaates Bayern unterstehen-
den juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnehmen. 
2
Als informationspflichtige Stellen gelten auch natürli-

che oder juristische Personen des Privatrechts, soweit 
sie öffentliche Aufgaben, insbesondere solche der 
Daseinsvorsorge, wahrnehmen oder öffentliche 
Dienstleistungen erbringen und dabei der Kontrolle 
des Freistaats Bayern oder einer unter seiner Aufsicht 
stehenden juristischen Person des öffentlichen Rechts 
unterliegen. 

3
Darüber hinaus gelten als informations-

pflichtige Stellen auch Körperschaften oder juristische 
Personen des Privatrechts, die durch einen Staatsver-
trag geschaffen wurden, an dem der Freistaat Bayern 
beteiligt ist. 

(3) Kontrolle im Sinn des Abs. 3 liegt vor, wenn 

1. die Person des Privatrechts bei der Wahrneh-
mung der öffentlichen Aufgabe oder bei der Er-
bringung der öffentlichen Dienstleistung gegen-
über Dritten besonderen Pflichten unterliegt oder 
über besondere Rechte verfügt, insbesondere ein 
Kontrahierungszwang oder ein Anschluss- und 
Benutzungszwang besteht, oder 

2. eine oder mehrere der in Abs. 2 und Abs. 3 ge-
nannten juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts allein oder zusammen, unmittelbar oder 
mittelbar  

a) die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des 
Unternehmens besitzt oder besitzen oder  

b) über die Mehrheit der mit den Anteilen des 
Unternehmens verbundenen Stimmrechte ver-
fügt oder verfügen oder  

c) mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwal-
tungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des 
Unternehmens stellen kann oder können. 

(4) 
1
Informationspflichtige Stellen sind die in 

Abs. 2 und Abs. 3 bezeichneten Behörden des Frei-
staats Bayern sowie die der Aufsicht des Freistaats 
Bayern unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts, auch soweit 
diese Bundesrecht oder Recht der Europäischen Ge-
meinschaft ausführen. 

2
Als informationspflichtige Stel-

len gelten unter der Maßgabe des Abs. 3 Nr. 2 auch 
natürliche oder juristische Personen des Privatrechts. 
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(5) Auskunftspflicht ist die Pflicht der informati-
onspflichtigen Stellen, Informationen auf Antrag nach 
Maßgabe dieses Gesetzes zugänglich zu machen. 

(6) Veröffentlichungspflicht ist die Pflicht der in-
formationspflichtigen Stellen, aktiv Informationen im 
Internet nach Maßgabe dieses Gesetzes zu veröffent-
lichen. 

(7) Informationspflicht umfasst die Auskunfts- und 
die Veröffentlichungspflicht. 

  

Art. 3 
Anwendungsbereich 

(1) Der Veröffentlichungspflicht unterliegen vorbe-
haltlich der Art. 4 bis 8 folgende Dokumente und die 
ihnen zu Grunde liegenden Daten: 

1. Beschlüsse der Staatsregierung, 

2. Vorlagen der Staatsregierung an den Landtag, 
Stellungnahmen der Staatsregierung zu Volksbe-
gehren, Stellungnahme der Staatsregierung zu 
den Vorlagen für die Vollversammlung des Bun-
desrats, Verwaltungsabkommen mit den Regie-
rungen anderer Länder und mit dem Bund, die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, für deren 
Erlass die Staatsregierung zuständig ist, 

3. Tagesordnungen öffentlicher und nichtöffentlicher 
Sitzungen, sowie deren Anlagen und die sitzungs-
vorbereitenden Unterlagen, in öffentlicher Sitzung 
gefasste und mitgeteilte Beschlüsse mit den zu-
gehörigen Verlaufsprotokollen und Anlagen, 

4. Satzungen und Geschäftsordnungen, 

5. Haushalts-, Stellen-, Bewirtschaftungs-, Organisa-
tions-, Geschäftsverteilungs- und Aktenpläne, 

6. Globalrichtlinien, Fachanweisungen, Durchfüh-
rungsverordnungen, Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften, 

7. amtliche Statistiken und Tätigkeitsberichte, 

8. Berichte des Obersten Rechnungshofs und der 
Rechnungsprüfungsämter und des Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverbands, 

9. Gutachten und Studien, soweit sie von informati-
onspflichtigen Stellen in Auftrag gegeben wurden, 
die in die Entscheidung der informationspflichtigen 
Stelle einfließen oder ihrer Vorbereitung dienen, 

10. Gerichtsentscheidungen, die in Verfahren ergan-
gen sind, an denen die Informationspflichtigen 
Stellen beteiligt sind oder waren, 

11. öffentliche Pläne auf Landesebene (Landespla-
nung), regionaler Ebene (Regionalplanung) und 
kommunaler Ebene (Bauleitplanung: Land-
schaftspläne, Raumordnungspläne, Flächennut-
zungspläne, Bebauungspläne), 

12. die wesentlichen Regelungen erteilter Baugeneh-
migungen und -vorbescheide, 

13. Subventions- und Zuwendungsvergaben, 

14. Spendentätigkeit, aktives und passives Sponso-
ring sowie Kosten für Werbemaßnahmen von in-
formationspflichtigen Stellen, 

15. Ausschreibungen und Vergabeentscheidungen 
öffentlicher Aufträge, 

16. die wesentlichen Unternehmensdaten öffentlicher 
Beteiligungen einschließlich einer Darstellung der 
jährlichen Vergütungen und Nebenleistungen für 
die Leitungsebene. 

(2) Die informationspflichtigen Stellen sollen vor-
behaltlich der Art. 4 bis 8 darüber hinaus veröffentli-
chen 

1. Verträge, an deren Veröffentlichung ein öffentli-
ches Interesse besteht, soweit dadurch nicht wirt-
schaftliche Interessen der in Art. 2 Abs. 3 genann-
ten juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
erheblich beeinträchtigt werden, 

2. Dienstanweisungen, sowie alle weiteren, den in 
Abs. 1 und 2 genannten Gegenständen vergleich-
baren Informationen von öffentlichem Interesse. 

  

Art. 4 
Ausnahmen von der Informationspflicht 

(1) Keine Informationspflicht nach diesem Gesetz 
besteht 

1. für Gerichte, Strafverfolgungs- und Strafvollstre-
ckungsbehörden, 

2. für Vorgänge der Steuerfestsetzung und Steuer-
erhebung sowie der Innenrevisionen, 

3. für Prognosen, Bewertungen, Empfehlungen oder 
Anweisungen in Zusammenhang mit der gerichtli-
chen oder außergerichtlichen Geltendmachung 
oder Abwehr von Ansprüchen, 

4. für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten in Be-
zug auf journalistisch-redaktionelle Informationen, 

5. für Grundlagenforschung oder anwendungsbezo-
gene Forschung; Art. 3 Absatz 1 Nr. 9 bleibt unbe-
rührt, 

6. soweit der Schutz geistigen Eigentums entgegen-
steht. 

 

Art. 5 
Altverträge 

(1) Soweit in Verträgen, die vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes abgeschlossen worden sind (Altverträ-
ge), ihre Veröffentlichung ausgeschlossen worden ist, 
unterliegen sie nicht der Veröffentlichungspflicht. 
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(2) 
1
Wird ein Antrag auf Information hinsichtlich 

eines Altvertrags gestellt und stehen der Gewährung 
von Informationen Bestimmungen des Vertrags ent-
gegen, so hat die vertragschließende informations-
pflichtige Stelle den Vertragspartner zu Nachverhand-
lungen mit dem Ziel aufzufordern, die Informationen 
freizugeben. 

2
Kann innerhalb eines Zeitraums von 

sechs Monaten keine Einigung erzielt werden, so 
werden die Informationen gewährt, soweit das Infor-
mationsinteresse das Geheimhaltungsinteresse er-
heblich überwiegt. 

(3) Für Änderungen oder Ergänzungen von Altver-
trägen gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes. 

 

Art. 6 
Schutz personenbezogener Daten 

(1) Personenbezogene Daten sind bei der Veröf-
fentlichung im Informationsregister unkenntlich zu 
machen. Dies gilt nicht für 

1. Verträge nach Art. 3 Abs. 2 Nr. 1 hinsichtlich des 
Namens der Vertragspartnerin oder des Vertrags-
partners, 

2. Gutachten und Studien nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 9 
hinsichtlich der Namen der Verfasserinnen oder 
Verfasser, 

3. personenbezogene Daten im Zusammenhang mit 
Subventions- und Zuwendungsvergaben nach 
Art. 3 Abs. 1 Nr. 13, soweit es sich um die Emp-
fängerinnen und Empfänger von Einzelförderun-
gen handelt; personenbezogene Daten in der 
Zweckbestimmung sind nicht zu veröffentlichen. 

(2) Name, Titel, akademischer Grad, Berufs- und 
Funktionsbezeichnung, Büroanschrift und Telekom-
munikationsnummer von Bearbeiterinnen und Bear-
beitern unterliegen nicht der Veröffentlichungspflicht; 
sie werden auf Antrag zugänglich gemacht, soweit sie 
Ausdruck und Folge der amtlichen Tätigkeit sind, kein 
Ausnahmetatbestand erfüllt ist und schutzwürdige 
Sicherheitsbelange nicht entgegenstehen. 

(3) Auf Antrag ist Zugang zu personenbezogenen 
Daten zu gewähren, wenn 

1. er durch Rechtsvorschrift erlaubt ist, 

2. er zur Abwehr erheblicher Nachteile für das All-
gemeinwohl oder von Gefahren für Leben, Ge-
sundheit, persönliche Freiheit oder sonstiger 
schwerwiegender Beeinträchtigungen der Rechte 
Einzelner geboten ist, 

3. die oder der Betroffene in die Übermittlung einge-
willigt hat oder 

4. ein schutzwürdiges Interesse an der Information 
besteht und überwiegende schutzwürdige Belan-
ge nicht entgegenstehen. 

(4) Personenbezogene Daten über Bewerberin-
nen, Bewerber, Beschäftigte (Beamtinnen und Beam-
te, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer) und ehema-

lige Beschäftigte bei auskunftspflichtigen Stellen sind 
von der Informationspflicht ausgenommen. Abs. 2 und 
Art. 3 Abs. 1 Nr. 15 bleiben unberührt. 

(5) 
1
Soll auf Antrag Zugang zu personenbezoge-

nen Informationen gewährt werden, so ist die oder der 
Betroffene über die Freigabe von Informationen zu 
unterrichten, falls dies nicht mit einem unvertretbaren 
Aufwand verbunden ist. 

2
Können durch den Zugang 

zu Informationen schutzwürdige Belange der oder des 
Betroffenen beeinträchtigt werden, so hat die aus-
kunftspflichtige Stelle dieser oder diesem vorher Ge-
legenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 

Art. 7 
Schutz öffentlicher Belange 

(1) Von der Informationspflicht ausgenommen 
sind die unmittelbare Willensbildung der Staatsregie-
rung, Entwürfe, vorbereitende Notizen und vorberei-
tende Vermerke. 

(2) Ebenfalls von der Informationspflicht sollen 
ausgenommen werden 

1. Entwürfe zu Entscheidungen sowie Arbeiten und 
Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung, 
soweit und solange durch die vorzeitige Bekannt-
gabe der Informationen der Erfolg der Entschei-
dungen oder bevorstehender Maßnahmen verei-
telt würde. Nicht der unmittelbaren Entschei-
dungsfindung nach Satz 1 dienen Statistiken, Da-
tensammlungen, Geodaten, regelmäßige Ergeb-
nisse der Beweiserhebung, Auskünfte, Gutachten 
oder Stellungnahmen Dritter, 

2. Protokolle und Unterlagen von Beratungen, die 
durch spezialgesetzliche Vertraulichkeitsvorschrif-
ten geschützt sind, sowie Unterlagen, die durch 
die Verschlusssachenanweisung für die informati-
onspflichtige Stelle geschützt sind.  

(3) Dasselbe betrifft auch andere Informationen 
soweit und solange 

1. deren Bekanntmachung die internationalen Be-
ziehungen, die Beziehungen zum Bund oder zu 
einem Land, die Landesverteidigung, die innere 
Sicherheit nicht unerheblich gefährden würde, 

2. durch deren Bekanntgabe ein Gerichtsverfahren, 
ein Ermittlungsverfahren, ein Ordnungswidrig-
keitsverfahren oder ein Disziplinarverfahren beein-
trächtigt würde. 

 

Art. 8 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

(1) 
1
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind alle 

auf ein Unternehmen bezogene Tatsachen, Umstände 
und Vorgänge, die nicht offenkundig, sondern nur 
einem begrenzten Personenkreis zugänglich sind und 
an deren Nichtverbreitung der Rechtsträger ein be-
rechtigtes Interesse hat. 
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2
Ein berechtigtes Interesse liegt vor, wenn das Be-

kanntwerden einer Tatsache geeignet ist, die Wettbe-
werbsposition eines Konkurrenten zu fördern oder die 
Stellung des eigenen Betriebs im Wettbewerb zu 
schmälern oder wenn es geeignet ist, dem Geheim-
nisträger wirtschaftlichen Schaden zuzufügen. 

3
Dies 

gilt nicht für Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse im 
Sinne von Art. 35 Abs. 4 SGB I. 

(2) Informationen und Vertragsbestandteile, die 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse enthalten, un-
terliegen der Informationspflicht nur, soweit das Infor-
mationsinteresse das Geheimhaltungsinteresse über-
wiegt. 

(3) 
1
Bei Angaben gegenüber den informations-

pflichtigen Stellen sind Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse zu kennzeichnen und getrennt vorzulegen. 
2
Das Geheimhaltungsinteresse ist darzulegen. 

3
Bei 

der Veröffentlichung oder der Information auf Antrag 
sind die geheimhaltungsbedürftigen Teile der Anga-
ben unkenntlich zu machen oder abzutrennen. 

4
Dies 

kann auch durch Ablichtung der nicht geheimhal-
tungsbedürftigen Teile erfolgen. 

5
Der Umfang der 

abgetrennten oder unkenntlich gemachten Teile ist 
unter Hinweis auf das Vorliegen eines Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisses zu vermerken. 

(4) Soll auf Antrag Zugang zu Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen gewährt werden, so hat die aus-
kunftspflichtige Behörde der oder dem Betroffenen 
vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 

Art. 9 
Ausgestaltung der Veröffentlichungspflicht 

(1) 
1
Informationen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 sind 

nach Vorliegen der technischen Voraussetzungen 
unverzüglich im Internet im Volltext, in elektronischer 
Form zu veröffentlichen. 

2
Alle Informationen müssen 

leicht auffindbar, maschinell durchsuchbar und druck-
bar sein. 

(2) Soweit die Weitergabe einer Information durch 
höherrangiges Recht oder spezialgesetzliche Rege-
lungen verboten ist, ist eine Darstellung ihres Gegen-
standes und ihres Titels im zulässigen Umfang nach 
Maßgabe des Gesetzes zu veröffentlichen oder zu-
gänglich zu machen. 

(3) 
1
Die informationspflichtigen Stellen sollen ge-

eignete organisatorische Vorkehrungen treffen, damit 
Informationen, die dem Anwendungsbereich der Art. 4 
bis 8 unterfallen, ohne unverhältnismäßigen Aufwand 
abgetrennt werden können. 

2
Soweit und solange Teile 

von Informationen aufgrund der Art. 4 bis 8 weder 
veröffentlicht noch auf Antrag zugänglich gemacht 
werden dürfen, sind die anderen Teile zu veröffentli-
chen oder auf Antrag zugänglich zu machen. 

(4) 
1
Verträge, die nach Maßgabe dieses Gesetzes 

bei Vertragsabschluss zu veröffentlichen sind, sind so 
zu schließen, dass sie frühestens einen Monat nach 
Veröffentlichung wirksam werden und die informati-

onspflichtige Stelle innerhalb dieser Frist vom Vertrag 
zurücktreten kann. 

2
Bei Gefahr im Verzug oder dro-

hendem schweren Schaden kann davon abgewichen 
werden. 

(5) 
1
Die Nutzung, Weiterverwendung und Verbrei-

tung der Informationen ist frei, sofern höherrangiges 
Recht oder spezialgesetzliche Regelungen nichts 
anderes bestimmen. 

2
Das gilt auch für Gutachten, 

Studien und andere Dokumente, die in die Entschei-
dungen der Informationspflichtigen Stellen einfließen 
oder ihrer Vorbereitung dienen. 

3
Nutzungsrechte nach 

Satz 2 sind bei der Beschaffung von Informationen 
abzubedingen, soweit sie einer freien Nutzung, Wei-
terverwendung und Verbreitung entgegenstehen kön-
nen. 

(6) Die Staatsregierung richtet ein zentrales In-
formationsregister ein, um den Zugang zu Veröffentli-
chungen aller informationspflichtigen Stellen in Bayern 
zu erleichtern. 

 

Art. 10 
Antragstellung 

(1) Ist die begehrte Information nicht im Internet 
veröffentlicht, besteht das Recht auf Informationszu-
gang durch individuelle Antragstellung. 

(2) Der Antrag auf Zugang zu Informationen kann 
schriftlich, mündlich, zur Niederschrift oder elektro-
nisch bei der auskunftspflichtigen Stelle gestellt wer-
den. 

(3) 
1
Im Antrag sind die beanspruchten Informatio-

nen zu bezeichnen. 
2
Dabei wird die antragstellende 

Person von der angerufenen Stelle beraten. 
3
Ist die 

angerufene Stelle selbst nicht auskunftspflichtig, so 
hat sie die auskunftspflichtige Stelle zu ermitteln und 
der antragstellenden Person zu benennen. 

 

Art. 11  
Zugang zur Information 

(1) Die auskunftspflichtigen Stellen haben ent-
sprechend der Wahl der antragstellenden Person 
Auskunft zu erteilen oder die Informationsträger zu-
gänglich zu machen, die die begehrten Informationen 
enthalten. 

(2) Handelt es sich um vorübergehend beigezo-
gene Akten anderer informationspflichtiger Stellen, die 
nicht Bestandteil der eigenen Aufzeichnungen werden 
sollen, so weist die auskunftspflichtige Stelle auf diese 
Tatsache hin und nennt die für die Entscheidung über 
die Akteneinsicht zuständige Stelle. 

(3) 
1
Die auskunftspflichtigen Stellen stellen aus-

reichende zeitliche, sachliche und räumliche Möglich-
keiten für den Informationszugang zur Verfügung. 
2
Die Anfertigung von Notizen ist gestattet. 

3
Kann die 

auskunftspflichtige Stelle die Anforderungen von 
Abs. 1 nicht erfüllen, stellt sie Kopien zur Verfügung. 
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4
Die Art. 17 und Art. 19 des Bayerischen Verwal-

tungsverfahrensgesetzes gelten entsprechend. 

(4) 
1
Die auskunftspflichtige Stelle stellt auf Antrag 

Kopien der Informationen, auch durch Versendung, 
zur Verfügung. 

2
Hat die antragstellende Person keine 

Auswahl zum Übermittlungsweg getroffen, ist regel-
mäßig die kostengünstigste Form der Übermittlung zu 
wählen. 

(5) Soweit Informationsträger nur mit Hilfe von 
Maschinen lesbar sind, stellt die auskunftspflichtige 
Stelle auf Verlangen der antragstellenden Person die 
erforderlichen Lesegeräte einschließlich der erforder-
lichen Leseanweisungen oder lesbare Ausdrucke zur 
Verfügung. 

(6) Die auskunftspflichtige Stelle kann auf eine 
über öffentliche Kommunikationsnetze zugängliche 
Veröffentlichung verweisen, wenn sie der antragstel-
lenden Person die Fundstelle angibt. 

(7) Soweit Informationsansprüche aus den in 
Art. 6 (personenbezogene Daten) und 8 (Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse) genannten Gründen nicht 
erfüllt werden können, ersucht die auskunftspflichtige 
Stelle auf Verlangen der antragstellenden Person den 
oder die Betroffenen um ihre oder seine Einwilligung. 

 

Art. 12 
Bearbeitung des Antrags 

(1) Die auskunftspflichtigen Stellen machen die 
begehrten Informationen unverzüglich, spätestens 
aber innerhalb eines Monats nach Eingang des An-
trags bei der Behörde, in der gewünschten Form zu-
gänglich. 

(2) Die Ablehnung eines Antrags oder die Be-
schränkung des begehrten Zugangs erfolgt innerhalb 
der in Abs. 1 genannten Frist durch schriftlichen Be-
scheid mit einer Rechtsmittelbelehrung. Mündliche 
Anfragen brauchen nur mündlich beantwortet zu wer-
den. 

(3) 
1
Können die gewünschten Informationen nicht 

oder nicht vollständig innerhalb eines Monats zugäng-
lich gemacht werden oder erfordern Umfang oder 
Komplexität eine intensive Prüfung, so kann die aus-
kunftspflichtige Stelle die Frist auf zwei Monate ver-
längern. 

2
Die antragstellende Person ist darüber 

schriftlich zu unterrichten. 

(4) 
1
Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz 

können Gebühren und Auslagen erhoben werden. 
2
Dies gilt nicht für die Erteilung einfacher Auskünfte. 

3
Die Gebühren sind auch unter Berücksichtigung des 

Verwaltungsaufwands so zu bemessen, dass der In-
formationszugang wirksam in Anspruch genommen 
werden kann. 

4
Über die voraussichtliche Höhe der 

Gebühren ist die antragstellende Person vorab zu 
informieren. 

5
Die Bereitstellung von Informationen darf 

nicht an im Voraus zu zahlende Gebühren gebunden 
sein. 

6
Gebühren dürfen nicht erhoben werden, wenn 

der Antrag auf Zugang abgelehnt worden ist. 

Art. 13 
Die oder der Beauftragte  

für die Informationsfreiheit 

(1) Jeder kann die oder den Beauftragten für die 
Informationsfreiheit anrufen, wenn er sein Recht auf 
Informationszugang nach diesem Gesetz als verletzt 
ansieht. 

(2) Die Aufgabe der oder des Beauftragten für die 
Informationsfreiheit wird von der oder dem Beauftrag-
ten für den Datenschutz wahrgenommen. 

(3) Die Bestimmungen des Bayerischen Daten-
schutzgesetzes über seine Aufgaben, Beanstandun-
gen und Unterstützung durch die öffentlichen Stellen 
(Art. 30 bis 32 BayDSG) gelten entsprechend. 

(4) 
1
Die oder der Beauftragte für Informationsfrei-

heit erstattet dem Landtag und der Staatsregierung 
alle zwei Jahre einen Bericht über seine bzw. ihre 
Tätigkeit. 

2
Sie oder er regt dabei auch Verbesserun-

gen der Öffentlichkeit und Transparenz der Verwal-
tung an. 

 

Art. 14 
Übergangsregelungen, Inkrafttreten 

(1) Die Veröffentlichungspflicht gilt für Informatio-
nen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aufge-
zeichnet worden sind, nur, soweit sie in veröffentli-
chungsfähiger elektronischer Form vorliegen. 

(2) 
1
Die technischen Voraussetzungen für die 

Umsetzung dieses Gesetzes sind innerhalb von zwei 
Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes her-
zustellen. 

2
Über den Fortschritt bei der Umsetzung im 

Sinne von Satz 1 hat die Staatsregierung dem Land-
tag nach dem Inkrafttreten jährlich öffentlich zu berich-
ten. 

3
Spätestens vier Jahre nach dem Inkrafttreten 

überprüft die Staatsregierung das Gesetz im Hinblick 
auf seine Anwendung und Auswirkungen, berücksich-
tigt dabei die Berichte der oder des Bayerischen Be-
auftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit 
und berichtet dem Landtag über das Ergebnis. 

(3) Dieses Gesetz tritt am ………………… in Kraft. 
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Begründung: 

A) Allgemein 

Dieses Gesetz begründet, dass in der modernen De-
mokratie Informationen der Verwaltung kein exklusi-
ves Herrschaftswissen darstellen, sondern dass viel-
mehr die Informationen der Verwaltung den Bürgerin-
nen und Bürgern gehören, die insofern einen Rechts-
anspruch auf sie haben.  

Das Demokratieprinzip erfordert es, dass den mündi-
gen Bürgerinnen und Bürgern ein transparenter Staat 
gegenübersteht. Denn durch einen freien Zugang zu 
amtlichen Unterlagen, Akten und Datenbeständen 
staatlicher und kommunaler Behörden kann die öffent-
liche Kontrolle gestärkt und eine damit einhergehende 
bessere Akzeptanz staatlichen und kommunalen 
Handelns erfolgen. 

Im demokratischen Rechtsstaat muss das Handeln 
aller staatlichen Ebenen für die Öffentlichkeit nach-
vollziehbar und bewertbar sein. Die Verantwortungs-
trägerinnen und -träger von Staat, Kommunen und 
von deren Unternehmen handeln aus Verantwortung 
für die Gesamtheit der Bevölkerung. Diese hat schon 
deshalb einen Anspruch darauf, erfahren zu können, 
ob, was, warum und wie etwas geplant und entschie-
den wird. 

Die Kostenexplosionen bei öffentlichen Großprojekten 
wie etwa dem Bau der Elbphilharmonie in Hamburg, 
dem Abriss und Neubau des Hauptbahnhofs in Stutt-
gart („Stuttgart 21“), dem Flughafenausbau Berlin-
Brandenburg („Willy Brandt“) und bei vielen anderen 
Bauvorhaben und Projekten vergrößern Unklarheit 
und Misstrauen der Bürgerinnen und Bürger gegen-
über den gewählten Politikerinnen und Politikern hin-
sichtlich ihrer Arbeitsweise, ihrer Handlungsmotive 
und ihrem verantwortlichem Umgang mit Steuergel-
dern. Der zunehmende Informationsbedarf spiegelt 
das wachsende Bedürfnis der Bürgerinnen und Bür-
ger am Zustandekommen von Entscheidungen selbst 
unmittelbar beteiligt zu werden. 

Die in diesem Gesetz festgeschriebenen Informations-
rechte bilden insofern die Grundlage für die zuneh-
mend wichtigen direktdemokratischen Beteiligungs-
rechte der Bürgerinnen und Bürger: Informationen 
sind die Voraussetzung für die Fähigkeit, Planungs-
vorhaben umfassend beurteilen und kompetent dar-
über entscheiden zu können. 

Auch zur Verhinderung und Bekämpfung von Korrup-
tion ist Transparenz notwendig. Verwaltungen in Län-
dern mit einer starken Informationsfreiheitstradition 
und ausgeprägter Verwaltungstransparenz sind er-
kennbar weniger von Korruption belastet. 

Nach bisheriger Rechtslage wird – von wenigen Spe-
zialregelungen abgesehen – über die Regelung des 
Art. 29 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes ein Recht auf Informationszugang nur für unmit-
telbare Verfahrensbeteiligte sichergestellt. Darüber 
hinaus wird Akteneinsicht nur gewährt, wenn es zur 

Verteidigung rechtlicher Interessen erforderlich ist. 
Diese Regelungen sind nicht weitreichend genug. 

Auch in Anbetracht der Tatsache, dass auf bundes-
deutscher Ebene, in elf Bundesländern und in den 
meisten europäischen und vielen nichteuropäischen 
Ländern ein umfassendes Informationszugangsrecht 
besteht, und im Hinblick auf die europäische Integrati-
on und die Konvention des Europarats über den Zu-
gang zu amtlichen Dokumenten vom 27. November 
2008, in der das Recht, amtliche Dokumente einzuse-
hen geregelt und in der Mindeststandards für die Be-
arbeitung von Anträgen auf Information festgelegt 
sind, ist das Abschaffen dieses obrigkeitsstaatlichen 
Relikts des Amtsgeheimnisses, das die Bürgerinnen 
und Bürger weitgehend von den Informationen der 
Verwaltung ausschließt, dringend erforderlich. 

Der vorliegende Gesetzentwurf wurde nach dem Vor-
bild bereits in Kraft getretener Gesetze in Bremen und 
Hamburg, dem sich in der Anhörung befindlichen Ge-
setzentwurf aus Rheinland-Pfalz und unter Mitwirkung 
interessierter Bürgerinnen und Bürger mit Hilfe der 
Internetplattform Bayerntransparent entwickelt. 

Im Landtag wurden schon wiederholt Informationsfrei-
heitsgesetze beantragt und in zahlreichen bayeri-
schen Kommunen sind Informationsfreiheitssatzungen 
in Kraft. Besonders hieran zeigt sich nicht nur der 
Bedarf nach Offenlegung behördlicher Informationen, 
sondern auch die Bereitschaft der politisch Verant-
wortlichen auf kommunaler Ebene, Transparenz wal-
ten zu lassen. Das vorliegende Gesetz regelt die Öf-
fentlichkeit und Transparenz der Verwaltung auf Lan-
des- wie auf kommunaler Ebene, wodurch sich indivi-
duelle Regelungen in Form kommunaler Informations-
freiheitssatzungen erübrigen. 

Mit dem vorliegenden Transparenzgesetz wird das in 
Akten und auf anderen Datenträgern festgehaltene 
Wissen und Handeln öffentlicher Stellen der Allge-
meinheit unmittelbar zugänglich gemacht und staatli-
ches Handeln transparenter. Gleichzeitig wird den 
Bürgerinnen und Bürgern eine weitere Möglichkeit 
über die bestehenden Informationsmöglichkeiten hin-
aus eröffnet, staatliches Handeln zu kontrollieren. 
Konkurrierende Rechte, insbesondere das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung und das Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnis, werden gleichzeitig ge-
wahrt. Über diesen Informationsfreiheits-Ansatz führt 
das vorliegende Gesetz über die Öffentlichkeit und 
Transparenz der Verwaltung eine Pflicht zur aktiven 
Veröffentlichung der Informationen von der Verwal-
tung aus auch ohne konkreten Antrag ein. Es gewährt 
also sowohl Informationsfreiheit als auch Transpa-
renz. 
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B) Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Art. 1: 

Weitergehende Transparenzverpflichtungen und wei-
tergehende Informationsansprüche nach anderen Ge-
setzen, wie beispielweise nach dem Bayerischen 
Umweltinformationsgesetz, nach dem Bayerischen 
Geodateninfrastrukturgesetz und nach Gesetzen, die 
die Veröffentlichung von Hygienevorschriften und 
Prüfberichten vor allem im Hinblick auf Krankenhäu-
ser und Einrichtungen des Gesundheits- und Pflege-
wesens regeln, bleiben unberührt. 

 

Zu Art. 3: 

Abs. 1 Nr. 2 normiert nun auf gesetzlicher Ebene die 
bereits in der Geschäftsordnung der Staatsregierung 
enthaltenen Veröffentlichungsvorschriften. Diese sind 
bislang dort lediglich untergesetzlich und nur als Soll-
Vorschrift enthalten. 

Abs. 1 Nr. 10 verpflichtet die von diesem Gesetz an-
gesprochenen informationspflichtigen Stellen Ge-
richtsentscheidungen zu veröffentlichen. Dies bezieht 
sich auf alle Arten von Gerichtsentscheidungen, nicht 
nur auf abschließende Urteile. Da sich dieses Gesetz 
an die Verwaltung im weiteren Sinne, aber nicht an 
die Justiz, also an die Gerichte richtet, bleiben Vor-
schriften oder Vereinbarungen zu darüber hinaus 
gehenden Veröffentlichungspflichten, etwa zu Daten-
banken mit Urteilssammlungen, von diesem Gesetz 
unberührt. Ziel ist es, den Bürgerinnen und Bürgern 
weitere Informationen zu ermöglichen, indem die in-
formationspflichtigen Stellen, die Gerichtsentschei-
dungen, die sie als Verfahrensbeteiligte erhalten ha-
ben, veröffentlichen. 

 

Zu Art. 4: 

Bei aller Notwendigkeit für den Zugang zu Informatio-
nen der Verwaltung für die Bürgerinnen und Bürger 
müssen personenbezogene Daten geschützt werden. 
Darüber hinaus sollen Gerichte, Strafverfolgungs- und 
Strafvollstreckungsbehörden von der Informations-
pflicht ausgenommen werden. Hier soll sich eine un-
abhängige Justiz eigene Regelungen geben. Auch 
öffentliche Belange sollen ausgenommen werden, um 
den grundgesetzlich geschützten Kernbereich der 
exekutiven Eigenständigkeit zu schützen, die innere 
Sicherheit oder laufende Gerichts- oder Ermittlungs-
verfahren nicht zu gefährden. Genauso sollen Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse ausgenommen 
werden, um wirtschaftlichen Schaden für die Beteilig-
ten zu verhindern. 

 

Zu Art. 9: 

Abs. 1 

Um einen größtmöglichen Mehrwert für die Bürgerin-
nen und Bürger zu erreichen, müssen alle Informatio-

nen unverzüglich in elektronischer Form und maschi-
nell durchsuchbar im Internet veröffentlicht werden. 

Abs. 2 

Wenn höherrangiges Recht, etwa der Schutz von 
Grundrechten betroffener Dritter, eine umfassende 
Information der Allgemeinheit, insbesondere durch 
eine Veröffentlichung vollständiger Dokumente ver-
hindert, dann sollen die informationspflichtigen Stellen 
wenigstens so viel veröffentlichen, wie dennoch mög-
lich ist. Abs. 2 enthält darum die Pflicht, das Doku-
ment, das nicht veröffentlicht werden kann, wenigs-
tens zu beschreiben. 

Abs. 3 

Abs. 3 verpflichtet die informationspflichtigen Stellen 
dazu, die Informationen, die veröffentlicht werden 
können von den anderen Teilen der Dokumente abzu-
trennen. Damit dies möglichst oft und möglichst weit-
gehend erfolgen kann, sind grundsätzlich geeignete 
organisatorische Maßnahmen zu treffen. 

Abs. 4 

Die Bürgerinnen und Bürger müssen bei Verträgen 
der öffentlichen Hand vor Inkrafttreten über den Inhalt 
der Verträge informiert werden. Daher sind Verträge 
nach Maßgabe dieses Gesetzes so zu schließen, 
dass sie frühestens einen Monat nach der Veröffentli-
chung wirksam werden und während dieser Frist ein 
Recht auf Rücktritt vom Vertrag besteht. 

Abs. 5 

Damit die Nutzung, Weiterverwendung und Verbrei-
tung der Informationen für alle frei möglich ist, sind 
Nutzungsrechte bei der Beschaffung von Informatio-
nen abzubedingen, falls sie einer freien Nutzung, Wei-
terverwendung und Verbreitung entgegenstehen. 

 

Zu Art. 10: 

Um das Zugangsrecht zu Informationen möglichst 
ohne große Hürden in Anspruch nehmen zu können, 
ist es möglich, den Antrag auf Informationen auch 
mündlich zu stellen. Die Antragstellerin oder der An-
tragsteller wird von der Stelle, die sie oder er deswe-
gen anruft beraten. Wenn die angerufene Stelle nicht 
auskunftspflichtig ist, so muss sie der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller die auskunftspflichtige Stelle 
nennen. 

 

Zu Art. 12: 

Bei der Bearbeitung eines Antrags auf Informationser-
teilung sind die Grundsätze dieses Gesetzes über die 
Verwaltungsöffentlichkeit zu berücksichtigen. Im Vor-
dergrund muss das Ziel stehen, die Öffentlichkeit um-
fassend zu informieren. Die Erhebung von Gebühren 
darf keinen abschreckenden Effekt entfalten. Sie sind 
darum so niedrig zu bemessen, dass die Informations-
rechte der Bevölkerung durch sie nicht eingeschränkt 
werden. Die Antragstellerinnen und Antragsteller sind 
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vorab über die voraussichtliche Höhe zu informieren, 
damit es vor allem bei hohen Gebühren nicht zu Über-
raschungen kommt. 

 

Zu Art. 14: 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Abs. 3 soll so 
gewählt werden, dass die Veröffentlichung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt drei Monate zuvor erfolgen 
kann, damit die technische Umsetzung vollzogen 
werden kann.  


